
47. Beiblatt Beiblatt zur Par1amentskorre~ondenz 14. Juni 1960 

130/J L n fra g e 

der J,.bgeordneten . Marie E m h art, Rosa d e b\ e r, Rosa R ü c k 

und Geno ssen, 

an den Bundesminister für Finanzen, 

betreffend Vervvendung der Mittel des .L.usgleichsfonds für Familienbeihilfen. 

-.-.-.-
Seit dem Jahre 1954 gibt es zur Finanzierung familienpolitischer 

, Massnahmen neben dem Kinderbeihilfenfonds auch don Ausgleichsfonds für 

q:amilienbOihilfen. Zum Beweis der Solidarität d",r unselbständig 1:.. rb ei tonden 

für alle kinderreichen Familien hnben auch die sozialistischen 1...bgeordneten 

- zugestimmt, dass die ÜbGrschüsse des Kinderbeihilfenfonds 9 der die Kinderbei­

hilfen für die Arbeiter und 1~ng:':1stell ton auszahlt, an den Ausgleichsfonds 

für Familienbeihilfen flies sen. 

Seit dem Bestehen dos Ausgleichsfonds für 'Familienbeihilfon haben die 

sozialistischen L.bgeordneten darauf gedrängt, dRSS die Mittel dieses Fonds 

für Verbesserungen der Leistungen an die Familien verwendet worden •. ü.ls im 

Zusammenhang mit der Stouorsenkung des Jahres 1957 die Sozialisten neben der 

Erhöhung der Familienb·;:)ihilfen um 10 S monatlich eine 13. Familienbeihilfe 

vorlangten, YJeil os viGle Familien gibt, die wegen des geringen Einkommens 

des Familienerhalters von einer Steuersenkung nichts profitieren, stimmte 

@ das Bundesminist erium für Finanzon und dio ÖVP-L.bg8ordnoten nur der Auszahlung 

einer halben dreiaehnton Kinderbeihilfe zu mit der Begründung, es sei nicht 

genügend Geld im Fonds vorhanden. Erst nach den "'.""!a.,h1en im Jahre 1959 konnte 

die volle 13. Familienbeihilfe eingeführt werden. 

Nun ist bei Durchsicht der Rechnungsabschlüsse zu ersehen, dass ain 

riesigor Botrag ontweder bisher stillschweigond vom Firianzministerium zweck­

widrig vorwondet wurde, oder das B1,l.ndesministerium für Finanzen hat das Vor­

handensein dieser Summe; der Volksvertretung b[!wusst verschwiegen, da sie 

aU,ch in den Erläutorungon zu den jeweiligen Bundesfinanzgesetzen nicht 

angGführt vvar. 
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48. :Beiblatt Beiblatt zur Parlamentskorrespondenz 14 .. Juni 1960 

Die Rechnungsabschlüsse ergeben folgendes Bildg 

Per 31.12.1954 war ein ÜberschuR von 408.8 Mill. s. 
11 31.12.1955 " " 11 If 356,- " " 
" 31.12.1956 " 11 " " 234.- " " 
" 31.12.1957 11 " " " 343.- " " 
" 31.12.1958 " 11 11 J! 166.- 11 " 
" 31.12.1959 11 " " " 171,- li " 

das sind insgesamt 1 p78,8 Mill.S. 

Sozialistische Abgeordnete haben erst in der vergangenen Sitzung des 

Nationalrates beantragt. als weitere familienpolitische Maßnahme eine Mütter­

beihilfe während des ersten Lebensjahres des Kindes einzuführen4 Die Ziff,ern 

beweisen. daß genügend Geld für eine großzügige Hilfe vorhanden wäre. vor 

allem auch für eine dringend erforderliche allgemeine Erhöhung der monatli­

chen Kinder- bzw. Familienbeihilfen. 

Die unterzeichneten Abgeordneten richten an den Herrn Bundesminister 

für Finanzen die' nachfolgenden 

A n fra gen g 

1.) Steht die Summe von I s 678.8 Mill. Schilling, die seit dem Jahre 1954 

akkumuliert wurde, für familienpolitische Maßnahmen der Bundesgesetz­

gebung zur Verfügung. wenn nicht. für welche Zwecke wurden diese Gelder 

verwendet? 

2. ) Ist der Herr Bundesminister bereit, in Zukunft dem Nationalrat einmal 

j~hrlich über die Gebarung und den Vermögensstand des Ausgleichsfonds 

für Fmilienbeihilfen zu berichten? 

3.) Ist der Herr Bundesminister bereit. auf der Basis des Antrages der Ab­

geordneten Marie :3mhart und Genossen vom 18. 5. 1960 (87/ A) einen Gesets­

entwurf ausarbeiten zu lassen mit einer gleichzeitigen Erhöhung der 

monatlichen Beihilfen? 
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